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Außenhandelspolitik 


Die deutsche Exportwirtschaft ist eine der zentralen Stützen der deut- 
schen Ökonomie. Sie sichert Millionen von Arbeitsplätzen, trägt wesent- 
hch zum konjunkturellen Aufschwung der letzten Zeit bei und finanziert 
gesamtwirtschaftlich mit dem erwirtschafteten Handelsbilanzüberschuß 
Defizite in anderen Bereichen der Leistungsbilanz. Damit der deutsche 
Außenhandel diese Funktionen weiter erfüllen kann, ist er auf einen 
gesicherten und weitgehend freien Zugang zu seinen Absatzmärkten 
angewiesen. Die jüngste Dollarkrise hat bewiesen, wie schnell die 
erzielten Erfolge zunichte gemacht werden können und wie wichtig 
langfristig stabile Rahmenbedingungen für die Unternehmen sind. Die 
zunehmende Verflechtung der Weltwirtschaft schränkt den Spielraum 
nationaler Alleingänge zunehmend ein und erfordert ein koordiniertes 
Vorgehen im europäischen und internationalen Rahmen. Die deutsche 
Außenhandelspolitik bedarf daher einer zielgerichteten und langfristig 
orientierten Konzeption, um die Position der deutschen Industrie im 
Ausland zu sichern. Sie muß die vorhandenen nationalen Handlungs- 
möghchkeiten nutzen, ihren Einfluß auf die Handelspolitik der EU 
geltend machen und die Zusammenarbeit mit den Handelspartnern in 
aller Welt stärken. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Wirtschaft vom 
16. Mai 1995 übermittelt 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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1. Wie beurteüt die Bundesregierung die Wettbewerbsposition der 
deutschen Industrie auf ausländischen Märkten innerhalb und 
außerhalb Europas? 

In welchen Regionen ist die Stellung besonders stark, in welchen 
Regionen besteht in Hinsicht auf die zukünftige Entwicklung Nach- 
holbedarf? 


Die deutsche Industrie hat ihre Wettbewerbsposition auf den 
ausländischen Märkten innerhalb und außerhalb Europas in den 
letzten Jahren behaupten können. So stiegen die deutschen 
Exporte zuletzt im Jahre 1994 um 9%, während der Welthandel 
insgesamt nur um 8 % expandierte. 

Die traditionell bedeutendsten Absatzmärkte lagen und liegen für 
die Bundesrepubhk Deutschland in der Europäischen Union. 
Mehr als die Hälfte der deutschen Ausfuhren gehen in diesen 
Länderbereich. Die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Indu- 
strie manifestiert sich jedoch nicht nur in der Europäischen Union. 
Auch der Handel mit den Reformstaaten in Mittel- und Osteuropa 
ist von großer Dynamik geprägt. Dies gilt insbesondere für die 
zehn ostmittel- und südosteuropäischen Länder, mit denen die 
Europäische Union bereits Assoziierungsabkommen abgeschlos- 
sen hat (Polen, Ungarn, Tschechische Republik, Slowakische 
Republik, Rumänien, Bulgarien) oder mit denen derzeit entspre- 
chende Abkommen verhandelt werden (Estland, Lettland, 
Litauen, Slowenien). Die Exporte in diese zehn Länder nahmen im 
vergangenen Jahr um 19,1% gegenüber dem Vorjahr zu. Die 
Gesamtexporte nach Mittel- und Osteuropa (inklusive GUS) stie- 
gen um 13,4 % und erreichten 1994 einen Anteil von 7,9 % an der 
deutschen Gesamtausfuhr. Aber auch in den dynamischen 
Wachstumsregionen außerhalb Europas, hat die deutsche Indu- 
strie in jüngster Zeit ihre Wettbewerbsfähigkeit unter Beweis 
gestellt. So konnten beispielsweise 1994 die Ausfuhren nach Süd- 
ostasien um ca. 20 % erhöht werden. Die Exporte in diese Region 
haben sich in den letzten sechs Jahren verdoppelt und machen 
mittlerweile etwa 6 % der Gesamtausfuhr Deutschlands aus. Eine 
ähnlich positive Entwicklung läßt sich für Nord- und Latein- 
amerika konstatieren. 

Die gute Wettbewerbsposition der deutschen Industrie auf den 
ausländischen Märkten bestätigt die verfolgte Außenhandelspoh- 
tik dieser Bundesregierung. 

Zur Frage der Wechselkursbewegungen wird auf Beantwortung 
von Frage 3 verwiesen. 

Im übrigen auch auf die Beantwortung der Fragen 16, 17, 18, 25, 
26, 27, 28. 


2. Worin sieht die Bundesregierung die Schwerpunkte ihrer Außen- 
handelspolitik bis zum Jahr 2000? 


Die Außenhandelspolitik steht bis zum Jahr 2000 vor einer Reihe 
von Herausforderungen. Zentrales Ziel deutscher Außenhandels- 
politik im Rahmen der Gemeinsamen Handelspolitik der EU ist es. 
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das offene multilaterale Handelssystem der neu geschaffenen 
Welthandelsorganisation (WTO) zu stärken und sein uneinge- 
schränktes Funktionieren zu sichern. Zunächst ist in der Welthan- 
delsorganisation darauf zu achten, daß die Ergebnisse der Ver- 
handlungen in der 1994 abgeschlossenen Uruguay-Runde von 
allen WTO-Partnern vollständig umgesetzt und eingehalten wer- 
den. Zugleich ist darauf zu drängen, daß alle Teilnehmerländer 
der Uruguay-Runde auch der Welthandelsorganisation beitreten. 
Die Beitrittsverfahren einer Vielzahl von Ländern zum GATT/ 
WTO, u. a. VR China, Russische Föderation, Ukraine, sind aufzu- 
nehmen oder fortzusetzen und abzuschließen. Die in der Uru- 
guay-Runde nicht abschließend gelösten Fragen, insbesondere 
der Handel mit Dienstleistungen (Finanzdienstleistungen, See- 
transport, Basis-Telekommunikationsdienste, Personenbewegun- 
gen), multilaterale Abkommen über Zivilflugzeuge und Stahl, 
müssen zum Teil innerhalb vorgesehener Fristen in der Welthan- 
delsorganisation weiterverhandelt werden. Zugleich geht es 
darum, die Welthandelsorganisation als Verhandlungsforum für 
weitere Liberalisierungsschritte zu nutzen. Die erste Minister- 
tagung der Welthandelsorganisation Ende 1996 sollte hierzu zu 
konkreten Schlußfolgerungen gelangen. 

Neben der in der Welthandelsorganisation bereits mit einem kon- 
kreten Arbeitsprogramm aufgenommenen Thematik Handel und 
Umwelt, stehen eine Reihe weiterer sog. neuer Schnittstellen- 
themen zum Handel, wie Investitionen, Wettbewerb, Sozialnor- 
men in der internationalen Diskussion mit Blick auf eine Behand- 
lung in der Welthandelsorganisation. Eine Entscheidung hierüber 
ist in der Welthandelsorganisation noch nicht getroffen worden. 
Die WTO -Ministertagung könnte damit befaßt werden. Ob eine 
Beschlußfassung zur Aufnahme dieser Themen in das Arbeitspro- 
gramm der Welthandelsorganisation erfolgen kann, ist derzeit 
noch nicht absehbar. Die Bundesregierung steht einer WTO- 
Befassung aufgeschlossen gegenüber. Bei der Abstimmung der 
Gemeinsamen EU-Handelspolitik wird die Bundesregierung eine 
WTO-Behandlung unterstützen, in Abhängigkeit vom jeweihgen 
Vorbereitungsstand der Themen für eine WTO-Befassung. Die 
neuen Schnittstellenthemen sind auch Gegenstand der Erörte- 
rung in anderen internationalen Institutionen. Die OECD ist der- 
zeit mit jedem dieser Themen befaßt. Die UNCTAD hat sich des 
Themas Handel und Umwelt angenommen. Die ILO ist federfüh- 
rend zuständig für die Thematik Sozialnormen. 

Besondere Bedeutung kommt den bilateralen Handelsbeziehun- 
gen der Europäischen Union und der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu Drittlandspartnern zu. Ein Hauptaugenmerk ist dabei auf 
die wichtigsten Handelspartner und zugleich Wettbewerber USA 
und Japan gerichtet. Besondere Beachtung erfordern die Länder 
mit dynamischer Wirtschafts- und Handelsentwicklung in Asien 
und Lateinamerika. Dies gilt ebenso für die Drittländer, zu denen 
präferentielle Handelsbeziehungen bestehen (Mittelmeerländer, 
AKP-Staaten, assoziierte Länder in Ostmittel- und Südosteuropa). 
Unverändert bedarf es fortgesetzter Anstrengungen, den Markt- 
zugang der am wenigsten entwickelten Länder auf den Märkten 
der Industrieländer auszubauen, damit sie auch über den Außen- 
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handel Anschluß an einen anhaltenden Entwicklungsprozeß fin- 
den. Dem System Allgemeiner Zollpräferenzen für Entwicklungs- 
länder wird weiterhin hohe Bedeutung zugemessen. 

Zunehmende Bedeutung erlangen neue regionale Zusammen- 
schlüsse oder Entwicklungen in diese Richtung, wie das nord- 
amerikanische Freihandelsabkommen, NAFTA (USA, Kanada, 
Mexiko), die lateinamerikanische Freihandelszone Mercosur 
(Brasilien, Argentinien, Uruguay, Paraguay) sowie die Asiatisch- 
Pazifische Wirtschaftszusammenarbeit, APEC. Diese regionalen 
Zusammenschlüsse umfassen für die exportorientierte deutsche 
Wirtschaft Märkte von besonderem Interesse und wachsender 
Bedeutung. Die Bundesregierung tritt in der Welthandelsorgani- 
sation und in der Europäischen Union dafür ein, daß durch solche 
regionalen Zusammenschlüsse der Zugang zu diesen Märkten 
nicht erschwert und deutsche Unternehmen nicht diskriminiert 
werden. Es wird zugleich darauf zu achten sein, daß es nicht zur 
Bildung weniger nach außen abgeschotteter Handelsblöcke 
kommt mit schädlichen Auswirkungen für den internationalen 
Warenverkehr und das multilaterale Handelssystem. 


3. Welche Möglichkeiten sieht sie, die Wechselkurse zu stabilisieren, 
um die Handelsbeziehungen unabhängiger vom Geschehen an den 
Devisenmärkten zu machen? 


Die Turbulenzen auf den Devisenmärkten belasten die internatio- 
nalen Handelsbeziehungen, indem sie die Kalkulationssicherheit 
reduzieren und die Transaktionskosten (z. B. Kurssicherungsge- 
schäfte) erhöhen. Aus diesem Grunde wäre die Vermeidung gro- 
ßer Wechselkursschwankungen wünschenswert. Gleichwohl gilt, 
daß Wechselkursschwankungen ganz normale Reaktionen auf 
flexiblen Märkten sind. Sie spiegeln vor allem die Erwartungen 
der Marktteilnehmer wider, auch wenn es gelegentlich zu speku- 
lativen Überzeichnungen kommt. Die Erwartungen basieren im 
wesentlichen auf den Fundamentaldaten der Länder. 

Die Ursachen von größeren Wechselkursausschlägen liegen in 
den betreffenden Ländern selbst und nicht etwa in strukturellen 
Schwächen des internationalen Währungssystems. Der IWF be- 
tont beispielsweise, daß die meisten durch Abwertung ihrer Wäh- 
rungen gekennzeichneten Länder relativ hohe Budgetdefizite 
haben. 

Eine enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit insbesondere der 
sieben großen Industrieländer (G -7 -Kooperation) ist unerläßlich, 
um mögliche Fehlentwicklungen frühzeitig zu identifizieren und 
angemessene Politikreaktionen der jeweiligen Länder zu ent- 
wickeln. Allerdings müssen die Grenzen dieser internationalen 
Kooperation klar gesehen werden. Jedes Land muß durch eine 
ausgewogene Stabilitäts- und Konsolidierungspolitik selbst die 
Voraussetzungen für stabile Wechselkurse schaffen. Internatio- 
nale Kooperation kann und darf kein Ersatz sein für die Aufarbei- 
tung eigener wirtschaftspolitischer Versäumnisse zu Hause. 
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In Maßnahmen, die auf eine grundlegende Änderung des interna- 
tionalen Währungssystems abzielen, sieht die Bundesregierung 
keine Lösung zur Stabilisierung der internationalen Währungsbe- 
ziehungen. Die Schaffung solider ökonomischer Fundamental- 
daten und die Verbesserung der wirtschaftlichen Konvergenz als 
Voraussetzung für stabile Währungen ist vor allem eine Aufgabe 
der nationalen Wirtschafts- und Finanzpolitik. 


4. Welchen Beitrag kann die Schaffung einer einheitlichen europäi- 
schen Währung hierzu leisten? 


Die endgültige Festlegung der Wechselkurse und die spätere 
Einführung einer einheitlichen Währung in der europäischen 
Wirtschafts- und Währungsunion schaffen sichere Planungs- 
grundlagen und reduzieren die Transaktionskosten für die Wirt- 
schaftssubjekte. Wechselkursinstabilitäten von Drittstaaten wir- 
ken sich dann weniger stark auf die einheitliche Währung als auf 
einzelne Währungen aus. In deren Wechselkursgefüge werden 
keine Spannungen von außen hereingetragen. Im Binnenmarkt 
kann sich der Waren- und Dienstleistungsverkehr frei entfalten. 
Insgesamt trägt die verstärkte Integration zu einer effizienteren 
Nutzung der Ressourcen und damit zur größeren Wettbewerbs- 
fähigkeit sowie zu höherem Wachstum in der Gemeinschaft bei. 

Diese Vorteile der Währungsunion entstehen nur bei einer stabi- 
len einheitlichen Währung. Dies setzt eine dauerhafte Konver- 
genz der ökonomischen Grunddaten und eine strikte Erfüllung 
der im Vertrag von Maastricht festgelegten Konvergenzkriterien 
durch alle Teilnehmerländer voraus. Dazu sind in zahlreichen 
Mitgliedstaaten noch erhebliche zusätzliche Anstrengungen, ins- 
besondere im Bereich der öffentlichen Finanzen, erforderlich. Nur 
dauerhafte Stabilitätserfolge ermöglichen den Übergang in die 
Endstufe der Währungsunion. Die einheitliche Währung darf in 
ihrer Stabilität der DM nicht nachstehen. 


5. Welche Ziele sieht die Bundesregierung innerhalb der neuen Welt- 
handelsorganisation WTO als vorrangig an? 


Kurzfristig geht es darum, die im Gang befindliche Errichtung der 
Welthandelsorganisation erfolgreich abzuschließen und damit 
ihre uneingeschränkte Arbeitsfähigkeit sicherzustellen. Dazu 
gehört die Anwendung des Abkommens über die Welthandelsor- 
ganisation und die schrittweise Umsetzung aller Verhandlungser- 
gebnisse der Uruguay-Runde sowie die Fortsetzung der Verhand- 
lungen über dort offen gebliebene Fragen. Die Erörterung zur 
Thematik Handel und Umwelt ist konsequent fortzusetzen. 

Im weiteren Verlauf sind Initiativen zur weiteren Handelsliberali- 
sierung zu ergreifen, die auf den im Zweijahresabstand stattfin- 
denden WTO-Ministertagungen zu erörtern wären. Zu klären ist, 
welche anderen sog. neuen Themen (Investitionen, Wettbewerb, 
Sozialstandards) in eine WTO-Erörterung aufgenommen werden 
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können. Offen bleibt derzeit, ob und ggf. zu welchem Zeitpunkt 
eine neue Runde multilateraler Handelsverhandlungen in der 
Weithandelsorganisation vereinbart werden soll. 

Auf die Beantwortung der Frage 2 wird hingewiesen. 


6. Wie beurteilt sie die Chancen, mit Hilfe von Umwelt- und Sozial- 
klauseln als unfair empfundene Handelspraktiken zu verhindern? 

Welche Alternativen gibt es hierzu? 

Welche Position nimmt die Bundesregierung in der entsprechenden 
Kontroverse zwischen Vertretern des Handels und des Maschinen- 
baus einerseits und Industriellen und Gewerkschaftern in von Im- 
porten bedrohter Branchen andererseits ein? 


Mit dem Abschluß der Uruguay-Runde in Marrakesch gelangte 
die Schnittstellenproblematik zwischen Handels- und Umweltpo- 
litik wieder mehr in den Brennpunkt der internationalen Diskus- 
sion. Mit maßgeblicher Beteiligung der Bundesregierung ist es 
gelungen, die Thematik Handel und Umwelt in die Weithandels- 
organisation einzubringen und ein konkretes Arbeitsprogramm zu 
vereinbaren. Umweltschutz und nachhaltige Entwicklung wurden 
als Zielsetzung in der Welthandelsorganisation aufgenommen. 

Die Bundesregierung befürwortet grundsätzlich die Einführung 
von Umweltmindeststandards in entsprechenden multilateralen 
Konventionen unter Berücksichtigung unterschiedlicher Umwelt- 
bedingungen. Sie setzt sich in internationalen Organisationen 
wie WTO, OECD, CSD, UNEP und UNCTAD für dieses Ziel ein. 
Die Diskussion der Schnittstellenproblematik Handel und 
Umwelt befindet sich noch in einer analytischen Phase, Weitere 
Erkenntnisse werden die Berichte an den OECD-Ministerrat im 
Mai 1995 sowie an den WTO-Ministerrat Ende 1996 liefern. 
Danach dürfte man die Chancen, Mindeststandards zur Einhal- 
tung multilateraler Umweltregeln zu verhandeln, besser beurtei- 
len können. 

Die Mißachtung von Menschen- und Arbeitnehmerrechten, wie 
ausbeuterische Kinder- und Gefangenenarbeit und Gewerk- 
schaftsverboten, kann nicht hingenommen werden. Mögliche 
Verbindungen zwischen der Einhaltung von solchen Sozialnor- 
men und dem Handel sind bisher weitgehend unerforscht geblie- 
ben. Erst nach weiterer vertiefter Analyse der komplexen Proble- 
matik wird die Frage nach möglichen Wechselbeziehungen zwi- 
schen Handel und Sozialnormen zu beantworten sein. Die Bun- 
desregierung begrüßt und unterstützt daher die zu Sozialnormen 
in der OECD aufgenommene Analyse möglicher Wechselbezie- 
hungen zum Handel. Dem OECD-Ministerrat Ende Mai soll ein 
Bericht zum Sachstand vorgelegt werden. Die in der Öffentlich- 
keit diskutierten Überlegungen, in der Welthandelsorganisation 
Sozialnormen zu verhandeln und sie mit handelspolitischen Sank- 
tionen zu bewehren, stoßen bei einer Vielzahl von Handelspart- 
nern auf Bedenken. Insbesondere die Entwicklungsländer arg- 
wöhnen, daß sich hinter der Forderung nach Sozialnormen pro- 
tektionistische Zielsetzungen der Industrieländer verbergen, mit 
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denen ihnen die gerade in der Uruguay-Runde gewährten Kon- 
zessionen, für die sie Gegenkonzessionen geleistet haben, 
zunichte gemacht werden sollen. 

Die Bundesregierung ist gleichwohl aufgeschlossen für eine Erör- 
terung in der Welthandelsorganisation. Dies entspricht auch der 
Erörterung des Themas im EU-Rahmen (vgl. Arbeitsministerrat 
vom 27. März 1995). Dort wird die Bedeutung des Themas betont, 
dem Protektionismus eine Absage erteilt und ein Dialog mit den 
Entwicklungsländern gefordert. 

Die Bundesregierung sieht es als notwendig an, die Arbeiten auf 
diesem Gebiet im Rahmen der zuständigen Internationalen 
Arbeitsorganisation (IAO) und der Vereinten Nationen zu verstär- 
ken, um die Einhaltung der dort vereinbarten Konventionen in 
allen Mitgliedsländern zu erreichen. 


7. Welche deutschen Zweige von Industrie und Handel profitieren von 
den Ergebnissen der Uruguay-Runde des GATT, welche sieht die 
Bundesregierung als Verlierer an? 


Die Ergebnisse der Uruguay-Runde bedeuten eine zusätzliche 
Handelsliberalisierung, die Unterstellung bestimmter Sektoren 
unter die multilateralen Regeln (Agrar, Textil), die Einbeziehung 
bestimmter Sektoren in das multilaterale System (Dienstleistun- 
gen, geistiges Eigentum), Klarstellungen bei den Regeln und 
Disziplinen für den internationalen Handel, eine Stärkung des 
multilateralen Handelssystems durch Schaffung der Welthandels- 
organisation, Diese Ergebnisse sind für alle Zweige von Handel 
und Industrie in der Bundesrepublik Deutschland von Vorteil. 


8. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß die Europäi- 
sche Union für die erste Phase der Umsetzung der Textil- und 
Bekleidung s Vereinbarungen des neuen GATT lediglich Produkte 
angemeldet hat, die keinerlei Quoten unterliegen? 

Widerspricht dies nicht der Zielsetzung des geschlossenen Überein- 
kommens? 

Wie gedenkt die Bundesregierung, diesem Verhalten noch in der 
ersten, spätestens aber in der zweiten Phase ab Ende 1996 entge- 
genzuwirken? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß z. B. der Imp- 
orthandel keinerlei Gelegenheit hatte, vor der Entscheidung der EU 
seine Auffassungen vorzutragen? 


Die Bundesregierung ist in den Gremien der Europäischen Union, 
die sich mit der Umsetzung der Verpflichtungen der Uruguay- 
Runde beschäftigen, dafür eingetreten, daß einige, aktuellen 
Beschränkungen unterliegende Bekleidungskategorien, in die 
Integrationsliste der ersten Stufe des Abkommens über Textilien 
und Bekleidung (ATC) eingeschlossen werden sollten. Die 
Kommission hat es abgelehnt, dies vorzuschlagen. Angesichts der 
Mehrheitsverhältnisse in den Ratsgremien war es aussichtslos, 
diese Forderung durchzusetzen. 
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Die von der Europäischen Union gewählte Verfahrensweise 
widerspricht nicht den Bestimmungen des Abkommens über Tex- 
tilien und Bekleidung. Das ATC unterscheidet zwischen Integra- 
tion unter die Allgemeinen GATT-Regeln und Liberalisierungen. 
Verpflichtend sind die Integrationsphasen. In der ersten Stufe sind 
dafür 16% des Gesamtvolumens der Importe des Jahres 1990, 
definiert nach dem Harmonisierten System oder nach Textilkate- 
gorien, vorgesehen. Die integrierten Produkte beziehen sich auf 
die Gruppen; Garne, Gewebe, Fertigtextilien und Bekleidungs- 
erzeugnisse. Dem entspricht die von der Europäischen Kommis- 
sion der Welthandelsorganisation notifizierte Liste. 

Die Bundesregierung wird, ggf. in Abstimmung mit anderen EU- 
Mitgliedstaaten, bei der Umsetzung der zweiten Integrationsstufe 
darauf hinwirken, daß echte Liberalisierungsschritte vorgenom- 
men werden. Die Bundesregierung hält es für wenig sinnvoll, das 
Integrationsprogramm restriktiv anzuwenden, weil dadurch 
sowohl im Binnenmarkt wie für den Außenhandel längerfristig 
falsche Signale gesetzt würden. 

Die Verbände der Textil- und Bekleidungsindustrie wie die Han- 
delsverbände kannten den Vorschlag der Kommission der Euro- 
päischen Union, bevor die Kommission im Benehmen mit dem 
Ausschuß nach Artikel 113 EWG-V/Textil die Integrationshste 
dem GATT notifiziert hat. Es hat auch entsprechende Interventio- 
nen von seiten des Handels bei der Europäischen Kommission 
gegeben. 


9. Ist die Ausweitung des Abwehrinstrumentariums der Europäischen 
Union, die im Vorfeld der GATT-Einigung beschlossen wurde, als 
Zeichen eines neu aufkommenden europäischen Protektionismus 
zu werten? 

Wie steht die Bundesregierung zu solchen Tendenzen? 


Die Bundesregierung sah die Ergänzung des Neuen Handelspoli- 
tischen Instruments der Europäischen Union als nicht zur Umset- 
zung der Verhandlungsergebnisse der Uruguay-Runde hinzuge- 
hörig und im übrigen als nicht erforderlich an. Die vorhandenen 
handelspolitischen Instrumente der Europäischen Union wurden 
vielmehr als hinreichend angesehen. Diese Auffassung konnte im 
Rat am 19. Dezember 1994 aufgrund der bestehenden Mehrheits- 
verhältnisse nicht durchgesetzt werden. 

Mit der Zielsetzung, die Antidumping- und Antisubventions- 
instrumente der Gemeinschaft durch größere Transparenz und 
Beschleunigung der Verfahren zu verbessern, faßte der Minister- 
rat der Europäischen Union am 15. Dezember 1993 die politischen 
Beschlüsse, kurze verbindliche Bearbeitungs- und Entschei- 
dungsfristen in die geltenden Verordnungen einzuführen und das 
Personal der entsprechenden Dienststellen der Kommission auf- 
zustocken. Des weiteren wurde das Beschlußfassungsverfahren 
für endgültige Antidumping- und Ausgleichszölle von der bis 
dahin erforderlichen qualifizierten Mehrheit auf die einfache 
Mehrheit umgestellt. Diese im Rahmen des handelspolitischen 
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Gesamtkompromisses zum Abschluß der Uruguay-Runde gefaß- 
ten Beschlüsse respektieren die multilateralen Regeln von GATT/ 
WTO. Sie werden nicht als Zeichen eines neu aufkommenden 
europäischen Protektionismus angesehen. 

Die Bundesregierung achtet sorgsam auf die Einhaltung der mul- 
tilateralen Verpflichtungen der Europäischen Union in der Welt- 
handelsorganisation und widersetzt sich Vorhaben mit protektio- 
nistischen Zielsetzungen. 


10. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es nicht Zweck des 
Antidumpingverfahrens ist, die Wettbewerbsprobleme bestimmter 
Branchen in Europa zu lösen, sondern lediglich ungerechtfertigte 
Niedrigpreise unter bestimmten, streng definierten Voraussetzun- 
gen zu sanktionieren? 


Die Bundesregierung hat immer Bestrebungen eine klare Absage 
erteilt, mit Hilfe des geltenden Antidumping-Rechts wirtschafts- 
und industriepolitische Ziele durch protektionistischen Einsatz 
dieses Instruments zu verfolgen; sie wird dies im Sinne ihrer auf 
ungehinderten Marktzugang ausgerichteten Handelspolitik auch 
weiterhin tun. 

Diese Position schließt indessen nicht aus, daß die Bundesregie- 
rung bei hinreichenden Belegen für Dumping und eine dadurch 
verursachte Schädigung Verfahrenseröffnungen durch die Euro- 
päische Kommission akzeptiert und bei eindeutigem Nachweis 
dieser Voraussetzungen Antidumping-Maßnahmen zustimmt, 
sofern dies bei Abwägung der Gemeinschaftsinteressen (Herstel- 
ler/Verbraucher) unumgänglich ist. 


11. Wie beurteilt die Bundesregienmg die von der EU-Kommission 
geübte Praxis bei der Interpretation der Begriffe „Dumping" und 
„Schädigung"? 

Hält sie es für vertretbar, daß dann, wenn im Untersuchungszeit- 
raum sowohl Dumping als auch eine Verschlechterung der wirt- 
schaftlichen Situation der europäischen Industrie festgestellt wird, 
die Kommission fast immer eine ursächliche Schädigung unter- 
stellt? 


Die Europäische Kommission ist bei der Durchführung von Anti- 
dumping-Untersuchungen zur Beachtung der in der Antidum- 
ping- Verordnung der Europäischen Union festgeschriebenen kla- 
ren Bedingungen für die Anwendung dieses handelspolitischen 
Instrumentes verpflichtet. In dieser Verordnung, die in Überein- 
stimmung mit dem Antidumping- Kodex des GATT/der Welthan- 
delsorganisation steht, bestimmen strenge Kriterien die Berech- 
nung von Dumpingmargen und Schädigungsumfang in transpa- 
renten Verfahrensabläufen. Die Bundesregierung ist der Überzeu- 
gung, daß die Europäische Kommission in der Vergangenheit 
diese Bedingungen und Kriterien beachtet und auch ihre Feststel- 
lungen zur Kausalität zwischen Dumping und Schädigung auf 
Basis der in den Untersuchungen erkannten Tatsachen getroffen 
hat. 


9 



Drucksache 13/1435 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


12. Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die Interessen der wei- 
terverarbeitenden Industrie und der Konsumenten im Rahmen der 
Antidumpingverfahren der EU ausreichend berücksichtigt werden? 


Im Rahmen der Umsetzung der Ergebnisse der Uruguay-Runde hat 
der Ministerrat der Europäischen Union am 22. Dezember 1994 
neue Verordnungen über den Schutz gegen gedumpte Einfuhren 
und gegen subventionierte Einfuhren aus nicht zur Europäischen 
Gemeinschaft gehörenden Ländern verabschiedet. Erstmalig 
wurde in diesen Verordnungen eine genauere Umschreibung des 
einer Einführung von Maßnahmen vorangestellten Prozesses der 
Abwägung des „Gemeinschaftsinteresses" vorgenommen. Es wird 
zukünftig verstärkt auf eine weitgehend gleichrangige Bewertung 
aller Interessen, d. h. einschließlich der Interessen der Verwender 
und der Verbraucher, ankommen. Die Bundesregierung hält diese 
gleichwertige Berücksichtigung der häufig einer Ergreifung von 
Antidumping- bzw. Antisubventions-Maßnahmen entgegenste- 
henden Interessenlage angesichts der möglichen Eingriffswirkun- 
gen solcher Zölle (z. B. wesentliche Erhöhung von Einstandsprei- 
sen für die Verwenderindustrie) für unabdingbar. Sie hat deshalb 
in den Verhandlungen in Brüssel die Festschreibung entsprechen- 
der Einbringungs- und Anhörungsrechte für Verbraucherorgani- 
sationen und Verwender, aber auch für die Handels- und Wirt- 
schafts verbände der an den Verfahren beteiligten Hersteller bzw. 
Importunternehmen nachhaltig unterstützt. 


13. Sind die Befürworter eines eher protektionistischen Kurses inner- 
halb der EU besser in der Lage, durch Unterstützung ihrer Bevölke- 
rung ihre Positionen in der Öffentlichkeit erkennbar zu machen und 
nationale Sonderrechte zu erhalten, als die Vertreter einer freizügi- 
geren Haltung? 


Die Bundesregierung kann eine solche generelle Aussage nicht 
bestätigen. In einigen Fällen (EU-Marktordnung für Bananen von 
1993, Einfuhrbeschränkungen bei bestimmten Waren aus der VR 
China von 1994, Ergänzung des Neuen Handelspolitischen Instru- 
mentarium von 1994) sind in der Europäischen Union Entschei- 
dungen getroffen worden, die nicht mit dem handelspolitischen 
Konzept der Bundesregierung übereinstimmen. Aufgrund der 
Mehrheitsverhältnisse in der Europäischen Union konnten sie 
jedoch nicht verhindert werden. 

Auf die Beantwortung der Fragen 9 und 21 wird verwiesen. 


14. Wie kann die Bundesregierung das deutsche Interesse an einem 
offenen europäischen Binnenmarkt innerhalb der Europäischen 
Union besser zur Geltung bringen? 

Welche Möglichkeiten sieht sie, im Verein mit anderen liberaler 
gesinnten Mitgliedstaaten einem protektionistischen Mißbrauch 
des Anti dumpin ginstrumentariums entgegenzuwirken? 


Die Bundesregierung sieht in den Verhandlungsergebnissen der 
Uruguay-Runde sowie deren Umsetzung in Gemeinschaftsrecht 
einen sichtbaren Erfolg ihres Eintretens für einen offenen europäi- 
schen Binnenmarkt. Sie setzt diese erfolgreiche Politik konse- 
quent fort. 
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Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß es in der 
Europäischen Union in der Vergangenheit zu einem protektioni- 
stischen Mißbrauch des Antidumping-Instrumentariums gekom- 
men ist. Die Europäische Kommission ist bei der Durchführung 
von Antidumping -Untersuchungen an die strikte Beachtung der 
Vorschriften der Antidumping-Verordnung gebunden. Darüber 
hinaus unterliegen alle Antidumping- Untersuchungen und -Maß- 
nahmen auf entsprechenden Antrag bzw. Klage der Überprü- 
fungsmöglichkeit durch den Europäischen Gerichtshof. 

Die Bundesregierung prüft in jedem Einzelfall die Einhaltung der 
multilateralen Regeln durch die Europäische Union. Auf die 
Beantwortung der Fragen 9, 10, 11 und 12 wird verwiesen. 


15. Auf welche Art und Weise sollte die EU auf die zunehmende 
Regionahsiemng in anderen Teilen der Welt reagieren, um die 
Chancengleichheit europäischer Hersteller auf diesen Märkten zu 
erhalten? 


Die Bundesregierung beobachtet sorgfältig zusammen mit den 
anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union und der Euro- 
päischen Kommission die vielfältigen Regionalisierungsbestre- 
bungen weltweit. Diese unterliegen zugleich einer Überprüfung 
in der Welthandelsorganisation auf ihre Übereinstimmung mit 
den einschlägigen Regeln. Ziel ist dabei einerseits, eine Verringe- 
rung des bestehenden Liberalisierungsgrades aufgrund von 
Regionalisierungen und ebenso andererseits eine Diskriminie- 
rung der europäischen Wirtschaft auf solchen Märkten zu verhin- 
dern. 

Die Europäische Kommission hat dem Rat im März eine Mittei- 
lung zu Fragen regionaler Zusammenschlüsse zugeleitet. Sie ana- 
lysiert die besonderen Beziehungen der Europäischen Union zu 
bestimmten Ländergruppen (Mittelmeerländer; afrikanische, 
pazifische, karibische Länder; mittel- und osteuropäische Länder) 
sowie andererseits die Beziehungen der Europäischen Union zu 
neuen oder sich entwickelnden regionalen Zusammenschlüssen 
(NAFTA, Mercosur, APEC). Eine Erörterung ist im Allgemeinen 
Rat für Mai vorgesehen. 


16. Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussichten für die Schaffung 
einer gemeinsamen Freihandelszone in den Staaten Mittel- und 
Osteuropas und einer weiteren Verknüpfung dieser Länder mit der 
Europäischen Union zur Stabihsierung der betroffenen Volkswirt- 
schaften? 


Die Europäische Union hat mit den sechs ostmitteleuropäischen 
Staaten Polen, Ungarn, der Tschechischen Republik und der Slo- 
wakischen Republik, Rumänien und Bulgarien Assoziierungsab- 
kommen - sog. Europaabkommen - abgeschlossen, die den Aus- 
bau der Zusammenarbeit im politischen und wirtschaftlichen 
Bereich fördern sollen und die den genannten Ländern eine Bei- 
trittsperspektive zur Europäischen Union bieten. Weitere Abkom- 
men dieser Art mit den drei baltischen Staaten wurden inzwischen 
paraphiert, die Verhandlungen mit Slowenien laufen noch. 
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Die Abkommen beinhalten die schrittweise Einführung von Frei- 
handel zwischen der Europäischen Union und den einzelnen 
Staaten, wobei sich die Gemeinschaft verpflichtet hat, ihrerseits 
einen schnelleren Abbau der Zölle und Kontingente vorzuneh- 
men. Im gewerblichen Bereich ist die Marktöffnung der Europäi- 
schen Union für Produkte aus den assoziierten Ländern inzwi- 
schen bis auf zeitlich begrenzte Ausnahmen bei Textil und EGKS- 
Produkten realisiert. Bei Agrarprodukten wird mit Rücksicht auf 
die Überschuß Situation auf den EU-Märkten nur ein begrenzter 
Marktzugang für Produkte aus den ostmitteleuropäischen Län- 
dern gewährt. 

Die Länder Mittel- und Osteuropas haben miteinander bisher nur 
regionale Freihandelszonen gebildet. Das Abkommen von Polen, 
Ungarn und der ehemaligen CSFR über die Bildung einer „Mittel- 
europäischen Freihandelszone" (CEFTA) ist seit dem 1. März 
1993 in Kraft und wird von der Tschechischen Republik und der 
Slowakei weitergeführt. Das Abkommen sieht einen Abbau der 
Zölle im gewerblichen Bereich bis zum 1. Januar 1997 vor, die 
Agrarprodukte sollen schrittweise in den Freihandel einbezogen 
werden. Es bestehen Bestrebungen auch anderer mittel- und 
osteuropäischer Länder, insbesondere Sloweniens, sich dem Frei- 
handelsabkommen der vier sog. Visegrad-Staaten anzuschließen. 

Zwischen der Tschechischen Republik und der Slowakischen 
Republik wurde nach der Trennung ein Abkommen über die 
Gründung einer Zollunion geschlossen, das seit 1. Januar 1993 in 
Kraft ist. 

Darin verpflichten sich die beiden Länder, prinzipiell untereinan- 
der keine Zölle und quantitativen Beschränkungen anzuwenden. 

Auch die drei baltischen Staaten haben untereinander ein 
Abkommen über die Bildung einer Freihandelszone abge- 
schlossen. 

Eine Freihandelszone zwischen allen mittel- und osteuropäischen 
Ländern einschließlich der baltischen Staaten würde den Handel 
dieser Länder untereinander fördern und sie besser auf den Wett- 
bewerb im künftigen Binnenmarkt einer erweiterten Gemein- 
schaft vorbereiten. Der Europäische Rat in Essen vom 9./10. 
Dezember 1994 hat deshalb auf deutsche Initiative hin die MOE 
aufgefordert, untereinander eine Freihandelszone zu schaffen. 
Eine derartige Freihandelszone wäre auch ein weiterer Beitrag 
zur Stabilisierung der Volkswirtschaften der mittel- und osteuro- 
päischen Länder. 

Eine wichtige technische Vorbereitung für eine derartige Freihan- 
delszone sind entsprechende Ursprungsregelungen. Die Schluß- 
folgerungen des Europäischen Rates von Essen enthalten deshalb 
auch Aussagen zur Einführung einer Kumulierung der Ursprungs- 
regeln, sobald in den MOE die rechtlichen Voraussetzungen hier- 
für geschaffen worden sind. 

17. Wie steht die Bundesregierung zum Angebot der Staaten des MER- 
COSUR, mit der Europäischen Union eine gemeinsame Freihan- 
delszone zu bilden? 
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Warum wurde dem Ausbau der Handelsbeziehungen zu Südame- 
rika während der deutschen Ratspräsidentschaft wenig Bedeu- 
tung zugemessen, so daß keine konkreten Beschlüsse gefaßt 
wurden? 


Die Bundesregierung begrüßt ausdrücklich den Ausbau der 
Beziehungen zu Mercosur und strebt schrittweise Liberalisierun- 
gen an. Deshalb wurde von der deutschen Präsidentschaft ein 
Berichtsentwurf zum Ausbau der politischen und wirtschaftlichen 
Beziehungen der Europäischen Union zu dem Regionalzusam- 
menschluß Mercosur, zu Mexiko und zu Chile vorgelegt. Diesem 
haben sowohl der Rat am 28. /29. November 1994 als auch der 
Europäische Rat am 9./10. Dezember 1994 in Essen zugestimmt. 
Einen wichtigen Beitrag zur Vertiefung der Beziehungen EU- 
Mercosur leistete auch die „Gemeinsame Feierliche Erklärung", 
die unter deutscher Ratspräsidentschaft am 22. Dezember 1994 
unterzeichnet wurde und das Ergebnis einer deutschen Initiative 
ist. Darin verpflichten sich beide Parteien u. a. zum baldigen 
Abschluß eines interregionalen Rahmenabkommens, das eine 
Freihandelsperspektive umfaßt. Die Kommission hat inzwischen 
dem Rat einen Vorschlag zur Aufnahme von Verhandlungen über 
den weiteren Ausbau der Beziehungen mit den Mercosur- Staaten 
vorgelegt. 

Die Bundesregierung hat in der Zeit ihrer Präsidentschaft ver- 
schiedene weitere Initiativen zur Intensivierung der Beziehungen 
mit den Staaten Lateinamerikas unternommen: So wurde ein 
Grundsatzpapier über die Beziehungen der Europäischen Union 
zu den Staaten Lateinamerikas und der Karibik vor gelegt; den 
darin dokumentierten Willen zu einer neuen und umfassenden 
Partnerschaft zwischen den beiden Regionen hatte der Europäi- 
sche Rat in Essen am 9./10. Dezember 1994 gebilligt. 

Die weitere Ausgestaltung der wirtschaftlichen und politischen 
Beziehung der Europäischen Union mit dem Andenpakt wurde in 
dem Dialog EU-Andenpakt auf der Grundlage des bestehenden 
Kooperationsabkommens vom 28. bis 30. September 1994 in Quito 
erörtert. 


18. Wie beurteilt die Bundesregierung das an die EU gerichtete Ange- 
bot einer gemeinsamen Freihandelszone seitens der amerikani- 
schen Regierung? 


Ein formelles Angebot der amerikanischen Regierung an die 
Europäische Union zur Aufnahme von Verhandlungen über eine 
Freihandelszone liegt nicht vor. Die Bundesregierung begrüßt 
jedoch alle Bemühungen, den transatlantischen Verkehr bei 
Waren, Dienstleistungen und Investitionen weiter zu liberalisie- 
ren. Darüber hinaus hat das Ende des Kalten Krieges und die 
damit verbundene verringerte Notwendigkeit einer militärisch- 
strategischen Zusammenarbeit dazu geführt, daß auf beiden Sei- 
ten des Atlantiks verstärkt über einen auch institutioneilen und 
vertraglichen Ausbau der transatlantischen Beziehungen nachge- 
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dacht wird. Die zunehmende gegenseitige wirtschaftliche Ver- 
flechtung läßt eine weitere Angleichung der Rahmenbedingun- 
gen und eine zunehmende Abstimmung der Wirtschaftspolitiken 
angezeigt erscheinen. 


19. Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Reform des 
Allgemeinen Präferenzschemas durch die Variationsmöglichkeiten 
bei der Ausgestaltung der Zollbegünstigungen nur ungenügend 
dazu beigetragen hat, zu mehr Transparenz und Handhabbarkeit 
zu gelangen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß die Verord* 
nung erst zwei Wochen vor Inkrafttreten des neuen Schemas im 
Amtsblatt der EG veröffenthcht wurde? 


Die Bundesregierung teilt nicht die Auffassung, daß die Reform 
des Allgemeinen Präferenzsystems nur ungenügend dazu beige- 
tragen hat, zu mehr Transparenz und Handhabbarkeit zu gelan- 
gen. Vielmehr hat sich das neue System in der Praxis bereits gut 
bewährt. 

Variationsmöglichkeiten bei der Ausgestaltung der Zollbegünsti- 
gungen bestehen nicht. Vielmehr ist für alle Waren der gewerbli- 
chen Wirtschaft ein verbindliches Schema für die nächsten vier 
Jahre festgelegt, in dem die Termine für die stufenweise Rück- 
nahme der Präferenzgewährung für bestimmte besonders wettbe- 
werbsfähige Produktbereiche einiger Entwicklungsländer bereits 
jetzt bestimmt sind. Über Fragen des vollständigen Ausschlusses 
von Schwellenländern (Länder mit einem Pro-Kopf-Einkommen 
von über 6 000 US-$) und der evtl. Aufnahme von Sozial- und 
Umweltstandards in das Präferenzsystem wird die Ministerrat 
allerdings erst 1997 entscheiden. 

Die späte Verabschiedung und Veröffentlichung der neuen Präfe- 
renzverordnung ist darauf zurückzuführen, daß die Kommission 
ihren Vorschlag erst im September 1994 vorlegte, die Positionen 
der Mitgliedstaaten außerordentlich kontrovers waren, und daher 
der Ratsbeschluß erst relativ spät erfolgen konnte. 


20. Stimmt die Bundesregierung der Meinung zu, daß das Allgemeine 
Präferenzsystem seinen entwicklungs- und handelspolitischen Zie- 
len wegen der allgemeinen Zollsenkung im Rahmen des GATT nur 
noch ungenügend gerecht wird? 

Welche weitergehenden Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
die eigenständige Entwicklung der ärmeren Staaten durch die 
Gestaltung der Handelsbeziehungen zu fördern? 


Die umfassenden Zollsenkungen im Rahmen der Uruguay-Runde 
vermindern naturgemäß bis zu einem gewissen Grad die Bedeu- 
tung der spezifisch für die Entwicklungsländer geschaffenen All- 
gemeinen Zollpräferenzen. Allerdings kommen die in der Uru- 
guay-Runde vereinbarten Zollsenkungen erst in fünf, teilweise 
sogar erst in zehn Jahren voll zum Tragen. 

Die eigenständige Entwicklung der ärmsten Staaten kann im 
Rahmen der Handelspolitik vor allem durch einen möglichst 
ungehinderten freien Zugang zu den Märkten der Industrieländer 
gefördert werden. 
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21. Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, daß die Verhängung 
der Chinaquoten ökonomisch sinnlos war, da diese Kontingente zu 
einem hohen Verwaltungsaufwand führen und wegen der Orientie- 
rung an alten Mengen den tatsächlichen Bedarf unterschätzen? 

Welche Möglichkeiten einer Aufstockung oder Beseitigung der 
Kontingente bestehen? 


Nichttextile Erzeugnisse 

Die Bundesregierung beurteilt die Chinaquoten sehr kritisch. 

Die Europäische Union hat im Zusammenhang mit der Vollen- 
dung des Binnenmarktes eine Neuordnung der gemeinsamen 
Handelspolitik Anfang 1994 beschlossen. Dies geschah im Rah- 
men eines Gesamtkompromisses nach langen Verhandlungen. 
Bei diesen Verhandlungen ging es der Bundesregierung insbe- 
sondere darum, die Weichen zu stellen für eine liberale, weltof- 
fene Ausrichtung der gemeinsamen Handelspolitik der Europäi- 
schen Union. Ein wichtiger Schritt in Richtung Liberalisierung war 
die Abschaffung von mehr als 6 000 nationalen Kontingenten der 
Mitgliedstaaten weltweit auch gegenüber China. 

Der Einführung von 15 neuen Gemeinschaftskontingenten gegen- 
über China hat die Bundesregierung bei diesem Gesamtkompro- 
miß nur mit Bedenken zugestimmt. Von ihrer wirtschaftlichen 
Notwendigkeit ist sie nicht überzeugt. Den hohen Verwaltungs- 
aufwand und die Nichtberücksichtigung des Bedarfs hat die Bun- 
desregierung kritisiert. Die Bundesregierung hat sich mit Erfolg 
um eine schrittweise Aufstockung bzw. Aufhebung der Kontin- 
gente bemüht. Auf die Antwort zu Frage 13 wird verwiesen. Die 
Bundesregierung setzt sich weiter für die Aufhebung aller China- 
Kontingente ein. 

Textile Erzeugnisse 

Mit Inkrafttreten des Binnenmarktes 1993 war nach Auffassung 
der Bundesrepublik Deutschland die Verordnung (EWG) Nr. 
3420/83 des Rates vom 14. November 1983 nicht mehr anwend- 
bar. Damit konnten 1993 Seiden-, Leinen- und Ramieprodukte 
ohne Beschränkung in die Bundesrepublik Deutschland einge- 
führt werden. 

Im Frühjahr 1994 wurden mit Verordnung (EG) Nr. 517/94 des 
Rates vom 7. März 1994 im Rahmen des autonomen Regimes der 
EU sehr restriktive Einfuhrbeschränkungen für Seiden-, Leinen- 
und Ramieprodukte verabschiedet. Diese Beschränkungen wur- 
den im Rahmen eines Gesamtkompromisses zum erfolgreichen 
Abschluß der Uruguay-Runde eingeführt. Allerdings trug die 
Höhe der neuen Beschränkungen nicht den gewachsenen Han- 
delsbeziehungen Rechnung und enthielt auch keine Entwick- 
lungsperspektive, da als Basisjahr die Einfuhren des Jahres 1993 
herangezogen wurden. 

Eine Lösung erfolgte mit dem im Rat am 10. April 1995 verab- 
schiedeten Seidenabkommen, das rückwirkend zum 1. Januar 
1995 in Kraft getreten ist. Die Verhandlungen mit China konnten 
erfolgreich abgeschlossen werden, wobei ein Gesamtpaket 
geschnürt wurde, um die in der EU unterschiedlichen Interessen 
ins Gleichgewicht zu bringen. 
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Das neue Seidenabkommen wird die Quotensituation entspannen 
und ein für die Importeure sowohl des Handels als auch der 
Industrie weniger kompliziertes Verteilungs verfahren - analog 
dem Textilabkommen - bringen. 


22. Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, daß die Zollnach- 
erhebung für die Einfuhr von Farbfernsehgeräten aus der Türkei 
außerordentlich bedenklich ist, mit rechtsstaaüichen Prinzipien 
nicht vereinbar ist und die Existenz zahlreicher Importfirmen ernst- 
haft bedroht? 


Die Bundesregierung hat sich in den vergangenen Monaten 
zusammen mit anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
intensiv bemüht, eine Lösung zugunsten der betroffenen Einfüh- 
rer zu erlangen. 

Trotz dieser Bemühungen war die Kommission bisher nicht bereit, 
auf die Nacherhebung der Eingangsabgaben zu verzichten. Sie 
verweist auf die türkischen Handelspartner, von denen die betrof- 
fenen Einführer Schadenersatz fordern sollen. 

Die Bundesregierung ist nach wie vor bestrebt, die Kommission zu 
einer pragmatischen Änderung ihrer Haltung in dieser Frage zu 
bewegen und wird dabei von der französischen Präsidentschaft 
und anderen Mitgliedstaaten unterstützt. 


23. Welche Instrumente der Außenwirtschaftsförderung will die Bun- 
desregierung in Zukunft verstärkt einsetzen bzw. neu schaffen? 


Die Bundesregierung hat seit dem Fall des Eisernen Vorhangs das 
Netz der Auslandshandelskammern durch die Einrichtung neuer 
Kammern bzw. Delegiertenbüros und Repräsentanzen der Deut- 
schen Wirtschaft in den Reformstaaten stark ausgebaut. Dieser 
Prozeß ist in den MOE- und GUS-Ländern nahezu abgeschlossen. 
Derzeit konzentriert sie sich auf Maßnahmen in Südostasien (Sin- 
gapur, Vietnam, VR China und Japan) sowie im Nahen und 
Mittleren Osten (Palästina, Libanon). Zur Rolle der „Deutschen 
Häuser"' vergleiche Frage 27. 

Die deutschen Botschaften und Generalkonsulate sind angewie- 
sen, sich der Aufgabe der Außenwirtschaftsförderung mit Vorrang 
anzunehmen. 

Bei den deutschen Auslandsmessebeteiligungen erfolgt eine ver- 
stärkte Förderung im Asien-Pazifik-Raum und in Lateinamerika. 


24. Welche Haltung nimmt die Bundesregierung zu dem immer wie- 
der erhobenen Vorwurf ein, die Hermes-Bürgschaften seien bei 
der Sicherung der ostdeutschen Exportindustrie mißbraucht wor- 
den, da dabei der eigentliche Zweck, nämlich die Sicherung wirt- 
schaftlich sinnvoller Projekte gegen politische Risiken, mißachtet 
worden sei? 
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Bei dem Hermes-Instrumentarium handelt es sich um ein Export- 
förderinstrument. Die Richtlinien für die Übernahme von Aus- 
fuhrgewährleistungen vom 30. September 1993 sehen als Krite- 
rium für die Übernahme einer Deckung neben der Förderungs- 
würdigkeit des Ausfuhrgeschäftes und der risikomäßigen Ver- 
tretbarkeit ein besonderes gesamtwirtschaftliches Interesse an 
der Durchführung des Ausfuhrgeschäfts - insbesondere zur 
Sicherung von Arbeitsplätzen - vor. Dem wurde durch die Kon- 
zentration der Ausfuhrgewährleistungen auf Unternehmen der 
neuen Bundesländer beim Export in die GUS Rechnung getra- 
gen. Den stark vom GUS-Markt abhängigen Unternehmen aus 
den neuen Bundesländern sollte durch die Aufrechterhaltung 
von Hermes-Deckungsmöglichkeiten eine Überbrückungshilfe 
bei der Umorientierung in Richtung Weltmarkt gegeben und 
damit ein Beitrag zum Erhalt der industriellen Strukturen in den 
neuen Bundesländern geleistet werden. Der seit 1993 festzustel- 
lenden Stärkung der Transferkraft Rußlands hat die Bundes- 
regierung durch Eröffnung eines Hermes-Plafonds 1995 zugun- 
sten westdeutscher Unternehmen sowie durch eine Erweiterung 
der Voraussetzungen Rechnung getragen, unter denen westdeut- 
sche Zulieferungen zu Rußland-Exporten ostdeutscher Firmen 
zulässig sind. 


25. Welche Fortschritte hat die ostdeutsche Exportwirtschaft nach Ein- 
schätzung der Bundesregierung auf dem Weg zu einer verbesserten 
Konkurrenzfähigkeit gemacht? 


Die bisher für das Jahr 1994 vorliegenden vorläufigen Angaben 
zum ostdeutschen Außenhandel zeigen nach den starken Einbrü- 
chen in den letzten Jahren eine positive Tendenzwende. Erstmals 
seit 1990 ist wieder ein Anstieg der ostdeutschen Ausfuhren 
erzielt worden: 

Ausfuhr der neuen Bundesländer im Jahre 1994 
- in Mio. DM - 



1. Quartal 

2. Quartal 

3. Quartal 

4. Quartal 

Januar bis Dezember 

Veränderung in % 
gegenüber Vorjahres- 

2 655 

3 035 

3 045 

3 412 

12 147 

zeitraum 

- 4,9 

+ 5,9 

+ 13,2 

- 4,2 

+ 1,7 


Diese Entwicklungstendenz ist sowohl mit Verschiebungen in den 
Exportschwerpunkten nach Ländergruppen (Anlage 1) als auch in 
der Warenstruktur (Anlage 2) verbunden. 

Als ein Zeichen der zunehmenden Leistungs- und Konkurrenzfä- 
higkeit der ostdeutschen Exportwirtschaft sind die wachsenden 
Exporte in die industrialisierten westlichen Länder, und hier ins- 
besondere in die EG-Länder, zu werten. 

Im Zeitraum Januar bis Dezember 1994 konnten mehr Waren in 
diese Länder ausgeführt werden als in die mittel- und osteuropäi- 
schen Länder. 
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Zu den zehn wichtigsten Abnehmerländern der ostdeutschen 
Exportwirtschaft im Jahre 1994 gehörten sechs westliche indu- 
strialisierte Länder (Frankreich, Österreich, Niederlande, Italien, 
Großbritannien und Zypern). 

Ursache für den weiteren Rückgang der ostdeutschen Ausfuhren 
in die mittel- und osteuropäischen Länder ist vor allem die anhal- 
tende Abnahme der Ausfuhren nach Rußland (-36,0%) und 
Weißrußland (-52,1%), die vorwiegend aus Zahlungsproblemen 
dieser Länder resultiert. Erfreulich ist, daß die Ausfuhren in die 
fortgeschrittenen Reformländer Polen (+19,9%), Tschechische 
Republik (+ 12,4 %) und Ungarn (+ 26,7 %) gegenüber dem Vor- 
jahre szeitraum anstiegen. 

Die Analyse der Ausfuhrentwicklung wichtiger Warengruppen 
für den Zeitraum Januar bis Dezember 1994 gegenüber dem 
vergleichbaren Vorjahreszeitraum zeigt, daß der Exportzuwachs 
durch nachfolgende Warengruppen bestimmt wurde: 


- in Mio. DM - 

Januar bis Dezember Veränderung 

1993 1994 Mio. DM % 


Kunststoffe und Kunststoffwaren 
Chemische Vorerzeugnisse 

330 

547 

217 

66 

(ohne Rohstoffe) 

Feinmechanische und optische 

245 

402 

157 

64 

Erzeugnisse 

214 

301 

87 

41 

Holzwaren 

124 

168 

44 

36 

Elektrotechnische Erzeugnisse 

1 105 

1 304 

199 

18 

Textilien/Bekleidung 

Erzeugnisse der Ernährungs- 

262 

299 

37 

14 

wirtschaft 

807 

875 

68 

8 


Diese Warengruppen ergeben mit 809 Mio. DM einen Exportzu- 
wachs, der größer ist als der gesamte Exportzuwachs (+ 201 Mio. 
DM) im Jahre 1994. 

Allerdings sind leider die wichtigen Exportwarengruppen 
Maschinenbau, Fahrzeuge sowie chemische und pharmazeuti- 
sche Rohstoffe und Erzeugnisse an der eingesetzten Trendwende 
in der ostdeutschen Exportwirtschaft bislang nicht beteiligt. 

Die 1994 eingetretene positive Tendenz bei den ostdeutschen 
Ausfuhren kann als ein erster erfolgreicher Schritt zur notwendi- 
gen Strukturveränderung in der ostdeutschen Exportwirtschaft 
und in Richtung Erschließung neuer Märkte angesehen werden. 

Für eine weitere Revitalisierung des ostdeutschen Exports ist von 
Bedeutung, wie der anteilmäßig starke Maschinen- und Fahr- 
zeugbau und auch größere Unternehmen die Tendenzwende 
schaffen. Die von der Bundesregierung initiierten Maßnahmen 
zur Verstärkung des Absatzes ostdeutscher Produkte in westli- 
chen Ländern werden den Umstrukturierungsprozeß der ostdeut- 
schen Wirtschaft weiter flankieren. 
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26. Welche Neuerungen gegenüber den bereits vorher bestehenden 
Möglichkeiten der Handelsförderung enthalten die von der Bun- 
desregierung entworfenen Asien- bzw. Lateinamerika-Konzepte? 

Was waren die Ursachen zum Entwurf solcher Konzepte, und wel- 
che Fehler der Vergangenheit sollen dadurch in Zukunft vermie- 
denwerden? 


Das Asienkonzept sowie das Lateinamerika-Konzept sind das 
Ergebnis eines zielgerichteten, auf Dialog beruhenden Zusam- 
menwirkens zwischen der Bundesregierung und den deutschen 
Unternehmen und ihren Verbänden. 

Das Lateinamerika-Konzept ist Teil der von Wirtschaft und Bun- 
desregierung gestarteten Lateinamerika-Initiative, die zum Ziel 
hat, den positiven politischen und wirtschaftlichen Entwicklungen 
in Lateinamerika mehr Aufmerksamkeit zu schenken und die 
Präsenz der deutschen Wirtschaft in dieser Region zu verstärken. 
Das Lateinamerika-Konzept der Bundesregierung stellt einen 
umfassenden Ansatz zur Förderung der deutsch-lateinamerikani- 
schen Beziehungen in verschiedensten politischen und wirt- 
schaftspolitischen Bereichen dar. 

Die Bundesregierung verfolgt eine aktive Wirtschaftspolitik 
gegenüber Asien. Als exportorientiertes Land muß Deutschland 
auf den dynamischen Märkten der asiatisch-pazifischen Region 
mit Handel und Investitionen stärker präsent sein. 

Die Bundesregierung hat mit ihrem Asien-Konzept die Initiative 
ergriffen für eine Konzertierte Aktion von Politik und Wirtschaft 
im asiatisch-pazifischen Raum, mit dem Ziel einer weiteren 
Erschließung von Märkten. Das gemeinsame Auftreten setzt deut- 
liche Signale für eine Intensivierung des wirtschaftlichen Engage- 
ments deutscher Unternehmen - wie z. B. zur Konferenz in Bang- 
kok im April 1994. 

Der Asien-Pazifik-Ausschuß der deutschen Wirtschaft (APA) 
ermöglicht ein zielgerichtetes Zusammenwirken aller Beteiligten, 
um die Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern und darauf Einfluß 
zu nehmen, den Zugang zu den Märkten der Region zu erleich- 
tern. 

Der deutsche Mittelstand ist eine wichtige Zielgruppe bei der 
Durchführung des Asien-Konzeptes der Bundesregierung. Die 
Förderung erfolgt mit bewährten Instrumenten (Auslandsmesse- 
politik, Hermes-Deckungs-Politik, Kapitalanlagegarantien) sowie 
durch gezielte Maßnahmen wie: 

— zweite deutsch-chinesische Mittelstandskonferenz Ende Okto- 
ber 1995 in Peking, 

— Exportförderseminare in Indien, Vietnam und Indonesien, 

— Vermarktungshilfeprogramm für Unternehmen aus den neuen 
Bundesländern. 

Das Instrumentarium zur Außenwirtschaftsförderung wird weiter 
auf die Region konzentriert; die regionale Infrastruktur wird aus- 
gebaut. 
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Dazu gehören im einzelnen: 

— Auslandshandelskammern 

O Ausbau Delegiertenbüro Shanghai, 

O Ausbau der Kammerinfrastruktur in Südchina (Kanton), 

O Stärkung der Kammer in Tokio und Einrichtung einer 
Zweigstelle in Osaka. 

— Deutsche Häuser 

Zusammenführung verschiedener Aktivitäten der Außenwirt- 
schaftsförderung - insbesondere im Interesse der Mittelstands- 
förderung. 

— Auslandsmessepolitik 

Schwerpunkt bildet Asien (50 % der geförderten Veranstaltun- 
gen); Anzahl der geförderten Auslandsmessebeteiligungen 
erhöht von 67 in 1994 auf 94 in 1995. 

Die Bundesregierung intensiviert den wirtschaftspolitischen Dia- 
log mit den Entscheidungsträgern in der Region. Dazu gehören 
die Besuche des australischen Ministerpräsidenten und des kore- 
anischen und des indonesischen Staatspräsidenten in diesem Jahr 
in Deutschland. Bundesminister Dr. Günter Rexrodt besuchte im 
April 1995 Indonesien und Malaysia sowie Vietnam; er wurde auf 
dieser Reise von über 40 Vertretern der deutschen Wirtschaft 
begleitet. 


27. Wie beurteüt die Bundesregierung den Aufbau von „Häusern der 
deutschen Wirtschaft" beispielsweise in Singapur mit Hilfe von 
einzelnen Landesregierungen und ihnen gehörenden Landes- 
banken? 

Wird damit ein Versäumnis der Bundespolitik kompensiert, und 
beabsichtigt die Bundesregierung, sich in Zukunft an solchen Vor- 
haben aktiv zu beteiligen? 


Die Einrichtung von deutschen Industrie- und Handelszentren im 
Ausland („Deutsche Häuser") wird durch die Bundesregierung 
begrüßt. Sie betrachtet die „Deutschen Häuser" als eine sinnvolle 
Ergänzung des bestehenden Außenwirtschaftsförderinstrumenta- 
riums und ist daher daran interessiert, daß Auslandshandelskam- 
mern, Delegiertenbüros und Repräsentanzen der deutschen Wirt- 
schaft in neu einzurichtende „Deutsche Häuser" integriert wer- 
den. Das Deutsche Industrie- und Handelszentrum Singapur, des- 
sen Eröffnung im Juni 1995 erfolgt, ist hier als beispielhaft anzuse- 
hen. Die Bundesregierung beteiligt sich an diesem Vorhaben 
nicht nur durch die Integration des Delegiertenbüros der Deut- 
schen Wirtschaft, sondern darüber hinaus auch durch die Finan- 
zierung eines Medienzentrums innerhalb des „Deutschen 
Hauses". 

Auch an weiteren überzeugenden Projekten wird sich die Bun- 
desregierung im Rahmen ihrer haushaltsmäßigen Möglichkeiten 
beteiligen. 
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28. Welche Unterstützung können die diplomatischen Vertretungen 
der Bundesrepublik Deutschland im Ausland deutschen Firmen bei 
ihren Bemühungen gewähren? 

Wie läßt sich diese Zusammenarbeit verbessern? 

Welchen Beitrag kann die Förderung kultureller Beziehungen lei- 
sten? 


Für den gesamten Auswärtigen Dienst ist die Förderung der 
deutschen Wirtschaftsinteressen im Ausland ein zentrales Anlie- 
gen. Im Vordergrund der Unterstützung der deutschen Wirt- 
schaftsinteressen durch die diplomatischen und berufskonsulari- 
schen Vertretungen im Ausland steht der Kontakt zu staatlichen 
Stellen der Gastländer. Die Auslandsvertretungen setzen sich für 
die Verbesserung der Marktzugangsbedingungen ein und ge- 
währen deutschen Unternehmen politische Unterstützung. Von 
gleichem Rang ist die konkrete Beratung und Unterstützung im 
Einzelfall, z.B. bei der Gewinnung von Aufträgen. Die Zurver- 
fügungstellung von verläßlichen Informationen über die poli- 
tischen, wirtschaftlichen und rechtlichen Rahmenbedingungen im 
Gastland, die Beratung zur Erhöhung von Markttransparenz, Kon- 
taktvermittlung vor Ort sowie die konkrete Unterstützung gegen- 
über staatlichen Stellen sind dabei wesentliche Aufgaben. Um die 
bestmögliche Unterstützung zu gewähren, wirken die diplomati- 
schen und berufskonsularischen Auslandsvertretungen eng zu- 
sammen mit den Auslandshandelskammern und Delegierten der 
Deutschen Wirtschaft sowie den Korrespondenten der Bundes- 
stelle für Außenhandelsinformation. Den Botschaften und berufs- 
konsularischen Vertretungen kommt bei der Koordinierung aller 
Kräfte vor Ort mit dem Ziel einer Effizienzsteigerung der Außen- 
wirtschaftsförderung eine besondere Bedeutung zu. Auf den 
wichtigen Exportmärkten sind alle drei Institutionen der Außen- 
wirtschaftsförderung vertreten. In den übrigen Ländern überneh- 
men die Auslandsvertretungen auch die Aufgaben, die ansonsten 
von einer Kammer oder einem Delegierten bzw. dem BfAI-Korre- 
spondenten wahrgenommen werden. Auch die Förderung der 
kulturellen Beziehungen, insbesondere die Förderung der Ausbil- 
dung und Fortbildung ausländischer Fachleute, kann einen wich- 
tigen Beitrag zur Intensivierung auch der wirtschaftlichen Be- 
ziehungen leisten. 

Ein intensiver Austausch auf den Gebieten der Sprachkultur und 
des Studiums trägt der Einbindung der Bundesrepublik Deutsch- 
land in die internationalen Wirtschaftsbeziehungen Rechnung 
und erhält die Attraktivität Deutschlands als Wirtschaftspartner. 
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Anlage 1 

Entwicklung 

der Ausfuhren der neuen Bundesländer 

in Mio. DM 

1989 1990 1991 1992 

1993 

1994^) 

Industrialisierte westliche Länder 

6 914 

5 105 

4 454 

4 650 

3 791 

5 109 

EG-Länder 

3 508 

2 931 

2 978 

3 167 

1 905 

2 791 

Entwicklungsländer 

2 300 

2 115 

1 396 

1 789 

1 625 

1 835 

Mittel- und osteurop. Länder^) 

28 975 

29 811 

11423 

7 185 

6 254 

5 012 

Asiatische Staatshandelsländer 

859 

675 

176 

168 

276 

183 

Insgesamt 

41 105 

38 072 

17 450 

13 793 

11 946 

12 147 


Angaben in Prozent 

Insgesamt — 100 

Industrialisierte westliche Länder 

16,8 

13,4 

25,5 

33,7 

31,7 

42,1 

EG-Länder 

8,5 

7,7 

17,1 

23,0 

15,9 

23,0 

Entwicklungsländer 

5,6 

5,6 

8,0 

13,0 

13,6 

15,1 

Mittel- und osteurop. Länder^) 

70,5 

78,3 

65,5 

52,1 

52,4 

41,3 

Asiatische Staatshandelsländer 

2,1 

1,8 

1,0 

1,2 

2,3 

1,5 

Insgesamt 

100 

100 

100 

100 

100 

100 


1) Vorläufige Ergebnisse. 

2) Albanien, Bulgarien, ehemalige Tschechoslowakei, Polen, Rumänien, ehemahge Sowjetunion und Ungarn. 
Quelle: Berechnungen nach vorläufigen Angaben des Statistischen Bundesamtes. 
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Anlage 2 


Struktur der Ausfuhr der neuen Bundesländer (einschließlich Berlin-Ost) 

Januar bis Dezember 


1993 1994 Veränd. zum Vorjahr 


Warengruppen 

Mio. DM 

in % 

Mio. DM 

in % 

Mio. DM 

in % 

Insgesamt^) 

11 946 

100,0 

12 147 

100,0 

201 

1,7 

Ernährungs wir ts chaf t 

807 

6,8 

875 

7,2 

68 

8,4 

Gewerbliche Wirtschaft 

darunter: 

11 132 

93,2 

11 266 

92,7 

134 

1,2 

Rohstoffe 

122 

1,0 

129 

1,1 

7 

5,7 

Halbwaren 

760 

6,4 

620 

5,1 

-140 

-18,4 

Fertigwaren 

10 250 

85,8 

10 517 

86,6 

267 

2,6 

Vorerzeugnisse 

1 520 

12,7 

1 871 

15,4 

351 

23,1 

Enderzeugnisse 

Wichtige WarenZ-gruppen^) 

8 730 

73,1 

8 646 

71,2 

-84 

-IrO 

Maschinen 

2 855 

■ 23,9 

2 554 

21,0 

-301 

-10,5 

Fahrzeuge 

2 832 

23,7 

2 578 

21,2 

-254 

-9,0 

Elektrotechn. Erzeugnisse 

Eisen- u. Stahlwaren, einschl. 

1 105 

9,2 

1 304 

10,7 

199 

18,0 

sonst. Eisenwaren 

Chem. und pharmazeut. 

754 

6,3 

660 

5,4 

-94 

-12,5 

Rohstoffe u, Erzeugnisse 

660 

5,5 

607 

5,0 

-53 

-8,0 

Kunststoffe und -waren 

330 

2,8 

547 

4,5 

217 

65,8 

T extilien/Bekleidung 

262 

2,2 

299 

2,5 

37 

14,1 

Aufbereitete Kahdüngemittel 

261 

2,2 

36 

0,3 

-225 

-86,2 

Sonst, chem. Erzeugnisse 

245 

2,1 

402 

3,3 

157 

64,1 

NE-Metalle/-waren 

216 

1,8 

261 

2,1 

45 

20,8 

Feinmech. u. optische Erzeugnisse 

214 

1,8 

301 

2,5 

87 

40,7 

Milch 

201 

1,'/ 

141 

1,2 

-60 

-29,9 

Papier und Pappe 

184 

1,5 

175 

1,4 

-9 

^,9 

Holzwaren 

124 

1,0 

168 

1,4 

44 

35,5 

Fleisch und -waren 

100 

0,8 

70 

0,6 

-30 

-30,0 


1) Einschließlich Rückwaren und Ersatzlieferungen. 

2) Diese WarenZ-gruppen repräsentieren 1993 = 86,6 % und 1994: 83,2 % der ostdeutschen Gesamtausfuhren. 
Quelle: Berechnungen nach vorläufigen Angaben des Statistischen Bundesamtes. 
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